
ratung an den Ausschuß für Gesundheitswesen sowie an den 
Haushaltsausschuß zu überweisen. Wer damit sein Einverständ­
nis erklärt, den bitte ich um das Handzeichen. - Danke. Wer ist 
dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? - So ist die Überwei­
sung einstimmig beschlossen.

Des weiteren wurde der Antrag gestellt, gleichzeitig eine 
Überweisung an den Rechtsausschuß vorzunehmen. Wer mit 
diesem Antrag einverstanden ist, den bitte ich um das Handzei­
chen. - Danke. Wer ist dagegen? - Danke. Wer enthält sich der 
Stimme? - Bei einigen Gegenstimmen und Enthaltungen wurde 
auch dieser Überweisung zugestimmt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf:

Beschlußempfehlung des Verkehrsausschusses 
Gesetz über den gewerblichen 
Binnenschiffsverkehr 
(2. Lesung)
(Drucksache Nr. 135 a)

Ich bitte den Vertreter des Verkehrsausschusses, den Abge­
ordneten Lindenlaub, das Wort zur Begründung zu nehmen.

Ich möchte noch auf eines hinweisen. Da wir in zeitlich ziem­
lich enger Folge Abstimmungen vornehmen, möchte ich an alle 
Abgeordneten appellieren, diesen Raum möglichst nicht zu ver­
lassen.

Bitte sehr, Sie haben das Wort.

Lindenlaub, Berichterstatter des Verkehrsausschusses:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit 
dem Vertrag über die Schaffung der Wirtschafts-, Währungs­
und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik und der DDR 
sind die Voraussetzungen geschaffen worden, grundlegende 
Veränderungen herbeizuführen. Um gleiche rechtliche und 
wirtschaftliche Voraussetzungen zu schaffen, hat der Minister 
für Verkehr dem Hohen Haus den Entwurf des Gesetzes über 
den gewerblichen Binnenschiffsverkehr vorgestellt. In der De­
batte am 13. Juli machten sowohl die Fraktionen der Koalition als 
auch die der Opposition deutlich, daß dringender Handlungsbe­
darf besteht. Der Ausschuß für Verkehr hat sich als sachlich zu­
ständiger Ausschuß die eingehende Behandlung des Entwurfes 
vorgenommen. Berücksichtigt wurden dabei sowohl die Ausfüh­
rungen des Herrn Staatssekretärs zur Begründung der Geset­
zesvorlage als auch die Ausführungen der Redner der einzelnen 
Fraktionen. Ebenfalls eingeflossen in die Beratungen sind die 
Hinweise und Stellungnahmen von Vertretern des MfV und der 
Binnenschiffer. Vor der Beratung nahmen Ausschußmitglieder 
die Gelegenheit zur Aussprache mit Partikulierern und Vertre­
tern der Binnenreederei GmbH wahr. Die Arbeit im Ausschuß 
war gekennzeichnet vom Wollen der Mitglieder, heute ein Ge­
setz zur Beschlußfassung vorzulegen, das von allen Fraktionen 
getragen werden kann und den Binnenschiffern unseres Landes 
die Existenzberechtigung sichert.

Was zeichnet den uns vorliegenden Gesetzentwurf aus, und 
welche Probleme sind bei seiner Umsetzung zu beachten?

Erstens. Mit dem Gesetz werden die zur vollen Einführung der 
sozialen Marktwirtschaft erforderlichen Regelungen entspre­
chend den Erfahrungen der Bundesrepublik übernommen und 
entsprechend den Erfordernissen der DDR angepaßt, z. B. der in 
§ 2 Abs. 2 fixierte Grundsatz, daß die Aufgaben der noch nicht be­
stehenden Wasser- und Schiffahrtsdirektionen durch den Mini­
ster für Verkehr wahrgenommen werden.

Die Mitglieder des Ausschusses schlagen in dem Zusammen­
hang dem Ministerium für Verkehr vor, zur Ausgestaltung von 
§ 2 eine genaue Fixierung zu geben, bis wann die oben genann­
ten Gremien gebildet werden sollen.

Zweitens. In der Diskussion zu dem vorliegenden Gesetzent­
wurf kam der Ausschuß einhellig zu der Auffassung, daß die Ver­
treter der Gewerbe und des Interessenverbandes des privaten

Binnenschiffahrtsgewerbes generell in die Entscheidungsfin­
dung des Ministers für Verkehr einzubeziehen sind.

Drittens. Die in der Begründung durch den Herrn Staatssekre­
tär gemachten Bemerkungen zur Nichtanwendung der §§ 11 bis 
20 des Bundesgesetzes unterstützen wir, zumal die Binnenschif­
fer seit Inkrafttreten des in diesem Haus verabschiedeten Ver­
einigungsgesetzes das Recht haben, sich zu Verbänden zu­
sammenzuschließen.

Viertens. Im Paragraphs haben wir im Gegensatz zum Ent­
wurf eine Erweiterung vorgenommen und damit den Minister 
für Verkehr direkt in die Pflicht genommen, seine Entscheidun­
gen vorher mit den Vertretern der Gewerbe als der Binnenreede- 
rei-GmbH und dem Interessenverband der Binnenschiffer abzu­
stimmen.

Fünftens. Verzichtet haben wir auf die Erweiterung des Para­
graph 7, dennoch vertreten wir die Meinung, daß Ausnahmege­
nehmigungen des Ministers nur dann erteilt werden sollten, 
wenn zweifelsfrei feststeht, daß unsere Binnenschiffer die 
Transportleistungen nicht übernehmen können.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das Ihnen vorlie­
gende Gesetz bildet die Grundlage für die Durchsetzung der so­
zialen Marktwirtschaft einerseits und andererseits den Schutz 
unserer in der Marktwirtschaft noch unerfahrenen Binnenschif­
fer. Ich bitte Sie im Namen des Verkehrsausschusses, der vorlie­
genden Beschlußempfehlung zur Inkraftsetzung des Gesetz«. 
über den gewerblichen Binnenschiffsverkehr der Bundesrepu­
blik Deutschland in der Deutschen Demokratischen Republik 
zuzustimmen. - Danke.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Danke, Herr Lindenlaub. - Wortmeldungen liegen zu diesem 
Tagesordnungspunkt ebenfalls nicht vor. Wir kommen zur Ab­
stimmung über den vom Ministerrat eingebrachten Gesetzent­
wurf über den gewerblichen Schiffahrtsverkehr, Drucksache 
Nr. 135a.

Wer diesem Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Danke. Wer ist dagegen? - Wer ent­
hält sich der Stimme? - Bei einer Enthaltung wurde der Gesetz­
entwurf angenommen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 7

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Bildung 
Gesetz über die Inkraftsetzung des Berufsbildungsgese«^ 
zes der BRD in der DDR - IGBBiG 
(2. Lesung)
(Drucksache Nr. 121a)

verbunden mit Punkt 8 der Tagesordnung

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Bildung 
Gesetz über Berufsschulen 
(2. Lesung)
(Drucksache Nr. 120a)

Ich bitte den Vertreter des Ausschusses für Bildung, den Ab­
geordneten Räuber, das Wort zur Begründung zu nehmen.

Räuber, Berichterstatter des Ausschusses für Bildung:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Der Ausschuß für Bildung legt dem Hohen Haus in 2. Lesung die 
Beschlußempfehlungen zum Antrag des Ministerrates der DDR 
zum Gesetz über das Inkrafttreten des Berufsbildungsgesetzes 
der Bundesrepublik Deutschland in der DDR sowie zum Antrag 
des Ministerrates der DDR zum Gesetz über Berufsschulen vor. 
Beide Gesetze bilden im weiten Sinne eine Einheit und sollen 
auch gemeinsam vorgetragen werden.
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